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Mehr Güterverkehr auf die 
Schiene zu verlagern, ist 
verkehrs- und umweltpoli-
tisch überzeugend, stößt bei 
Anwohnern aber auf Lärm-
schutzbedenken. Die Ver-
kehrspolitik hat den Lärm-
schutz deshalb weit oben auf 
ihre Agenda gesetzt. Wirksa-
me Technologien der Bahn-
industrie gibt es bereits. 

V O N  C A R O L A  D I E T Z

D
er Güterverkehr auf der Schiene 
soll mit Blick auf den Umwelt-und 
Klimaschutz wachsen. Aus diesem 
Grund will die Europäische Uni-

on auf den wichtigsten europäischen Ach-
sen Schienengüterkorridore einrichten. Die 
Schweiz etwa hat mit der Neuen Eisenbahn-
Alpentransversale, die den Gotthard-Basis-
Tunnel umfasst, das größte Bauprojekt ihrer 
Geschichte realisiert. Die Alpentransversale 
ist eine zentrale Verbindung im Rhein-Alpin-
Korridor zwischen Rotterdam und Genua. 
Auf deutscher Seite schließt sich die Rhein-
talbahn an. Ihr Ausbau sollte zeitgleich er-
folgen. Doch während der Gotthard-Basis-
Tunnel bereits am 1. Juni 2016 in Betrieb 
geht, haben sich die Baumaßnahmen auf 
deutscher Seite verzögert, nicht zuletzt we-
gen Bürgerprotesten gegen Lärmprobleme. 

Seit Juni 2015 zeichnet sich aber auch 
eine Ausbaulösung für den Streckenab-
schnitt Offenburg – Freiburg auf deutscher 
Seite ab, die dem Wunsch der Menschen 
nach Lärmschutz Rechnung trägt. Voraus-
gegangen waren jahrelange Verhandlungen 
zwischen dem Bund, dem Land Baden-Würt-
temberg sowie den Anrainerkommunen und 
den Initiativen ihrer Bürger. Ein gemein-
samer Projektbeirat brachte Einigung und 
Konzepte. Bis diese in frühestens 15 Jahren 
umgesetzt sind, wird der Güterverkehr auf 
den vorhandenen Strecken allerdings um 30 
Prozent und mehr steigen – und damit auch 

der Lärm. Mit über 250 Zügen pro Tag ist die 
Rheintalbahn schon heute eine der meist be-
fahrenen Trassen Deutschlands. 

Nun gab es auch in der Schweiz Verzö-
gerungen, doch lagen diese in einem über-
schaubaren Zeitrahmen. „Bei Planung und 
Bau des Gotthard-Basis-Tunnels war es für 
uns wichtig, die Anwohner von Beginn an 
einzubeziehen und sie mit wirksamen Maß-
nahmen vor der steigenden Lärmbelastung 
zu schützen. Ich denke, dass uns dies ge-
glückt ist“, resümiert Dr. Peter Füglistaler, 
Direktor des Schweizerischen Bundesamtes 
für Verkehr. Das Bahnland Schweiz hat den 
Lärmschutz bereits zur Jahrtausendwende 
auf die politische Agenda gesetzt und dafür 
in den letzten 15 Jahren mehr als 1,5 Milli-
arden Euro investiert. Hinzu kommen Lärm-
schutzmaßnahmen bei Aus- und Neubauvor-
haben. „Weil wir so früh mit der Umsetzung 
von Lärmschutzmaßnahmen begonnen ha-
ben, ist der Eisenbahnlärm im Hinblick auf 
die Eröffnung des Gotthard-Basis-Tunnels 
kaum mehr ein Thema“, so Füglistaler wei-
ter. Den Schlüssel dafür sieht er vor allem 
im konsequenten Verbot lauter Güterwagen. 
Ab 2020 dürfen im Schweizer Bahnnetz nur 
noch lärmsanierte beziehungsweise Neu-
fahrzeuge fahren, betont Füglistaler: „Wir 
werden dafür sorgen, dass das Verbot lauter 
Güterwagen konsequent durchgesetzt wird.“ 

Innovative Lösungen

Deutschland ist dem Schweizer Beispiel ge-
folgt. Schon das Nationale Verkehrslärm-
paket II aus dem Jahr 2009 sieht vor, den 
Schienenlärm bis 2020 zu halbieren. Die 
Bundesregierung hat dieses Ziel im Koali-
tionsvertrag bekräftigt. Und die Deutsche 
Bahn hat ein Maßnahmenpaket für Stre-
ckennetz und Fahrzeugflotte auf den Weg 
gebracht. Im Rahmen des Konjunkturpro-
gramms II flossen knapp 80 Millionen Euro 
in die Erprobung innovativer Lärm- und Er-
schütterungsmaßnahmen an den Schienen-
wegen. „In den vergangenen Jahren wurden 
zahlreiche innovative neue Lärmschutzsys-
teme erfolgreich erprobt“, meint Annette He-
ring, Geschäftsführerin der gleichnamigen 
Unternehmensgruppe, die sich im Bahnbau 
unter anderem auf niedrige Lärmschutz-
wände und Schienenstegdämpfer speziali-
siert hat. „Wichtig ist nun, dass die neuen 
Lärmschutzsysteme auch zum Einsatz kom-

men, wie es beispielsweise an der Rheinstre-
cke geplant ist“, sagt die Unternehmerin aus 
Südwestfalen.

Auch die Bahnfahrzeugindustrie macht 
sich für eine schnelle Umsetzung von Lärm-
schutz-Lösungen stark. „Innovative Techno-
logien für den leisen Schienengüterverkehr 
sind schon verfügbar. Aber deren Einsatz 
muss vorangetrieben werden“, fordern der 
Präsident und der Hauptgeschäftsführer des 
Verbandes der Bahnindustrie in Deutsch-
land, Dr. Martin Lange und Dr. Ben Möbius, 
in einem Memorandum. Nun sollen ein mit 
rund 150 Millionen Euro dotiertes Förder-
programm und das neue lärmabhängige 
Trassenpreissystem der DB Netz AG die Um-
rüstung älterer Schienenfahrzeuge auf soge-
nannte Flüsterbremsen zwar voranbringen. 
Doch das ist der Bahnindustrie nicht genug. 
„Die Umrüstung muss kontinuierlich weiter 
gehen. Sie darf nicht erst kurz vor Fristablauf 
erfolgen“, heißt es in dem Memorandum. Zu-
dem sollte die Förderung erweitert werden, 
etwa auf die Nutzung innovativer Technolo-
gien wie Flüsterdrehgestelle, die Lärmmin-
derungen deutlich unterhalb der EU-Grenz-
werte möglich machen. Gerade erst musste 
Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt 
einräumen, dass die Ziele bei der Bekämp-
fung des Schienenlärms verfehlt werden. 
Dem Ministerium zufolge waren im Oktober 
dieses Jahres erst 17,5 Prozent der Güterwa-
gen mi leisen Verbundstoffbremsen ausge-
stattet oder Neuwagen, die weniger Lärm 
verursachen. Das Ziel, bis 2020 alle Waggons 
auf Flüstertechnik umzustellen, ist also wohl 
nicht mehr zu halten. Damit bleibt auf dem 
Weg zu mehr Akzeptanz weiter viel zu tun.

Unternehmen zeigen Initiative

Lärmschutz schafft Akzeptanz

Mit spürbarer Erleichterung 
haben Städte und Gemeinden 
die im September getroffenen 
Vereinbarungen von Bund 
und Ländern zu den Regio-
nalisierungsmitteln für den 
Schienenpersonennahverkehr 
aufgenommen. Gleichwohl 
bleiben offene Fragen. Posi-
tiv gesehen werden bei den 
Kommunen auch die Vor-
schläge der Reformkommis-
sion Großbauvorhaben: Es 
bestehe die Chance, durch ein 
verbessertes Zusammenspiel 
der Akteure die Vorausset-
zungen für mehr Kostenehr-
lichkeit und Termintreue zu 
schaffen, erläutert Dr. Stephan 
Articus, Hauptgeschäftsfürer 
des Deutschen Städtetages, im 
Interview. 

Bund und Länder haben sich in den 
letzten Wochen auf einige lang erwartete 
Entscheidungen zur Finanzierung der 
Verkehrsinfrastruktur verständigt. Reicht 
das aus der Sicht der Kommunen?

Für den Nahverkehr in den Ballungsräumen 
herrscht inzwischen mehr Planungssicher-
heit. Bund und Länder haben mit der Eini-
gung zu den Regionalisierungsmitteln einen 
wesentlichen Grundstein gelegt. Allerdings 
funktioniert der zwischen den Ländern ver-
einbarte „Kieler Schlüssel“ zur Verteilung der 
Mittel mit den in Aussicht gestellten 8 Milliar-
den Euro nicht mehr – hier wird nun erneut 
der Bund gefordert sein, einen gerechten und 
aufgabenadäquaten Verteilungsschlüssel vor-
zuschlagen. Auf der Habenseite steht aber, 
dass der Bund zugesagt hat, auch in Zukunft 
330 Millionen Euro im Jahr für große Ver-
kehrsprojekte mit einem Investitionsvolu-
men von mehr als 50 Millionen Euro in den 
Städten aufzuwenden. Das ermöglicht, in den 
wachsenden Großstadtregionen die Verkehrs-

infrastruktur den deutlich gestiegenen Be-
darfen zumindest teilweise anzupassen. 

Was bleibt noch zu tun?
Es wird jetzt darauf ankommen, dass Bund 
und Länder auch bei der Gemeindeverkehrs-
finanzierung verlässlicher Partner der Kom-
munen bleiben. Für die Städte geht es um den 
Erhalt und punktuellen Ausbau von verkehrs-
wichtigen Tunneln und Brücken und die 
barrierefreie Umgestaltung des ÖPNV, den 
immer mehr Menschen nutzen. Wir brauchen 
eine konkrete Lösung, wie es mit den Finanz-
hilfen von derzeit jährlich 1,33 Milliarden 
Euro weitergeht, die nur bis 2019 als soge-

nannte Entflechtungsmittel an die Länder 
fließen. Der tatsächliche Bedarf an Investiti-
onsmitteln für die Gemeindeverkehrsfinan-
zierung liegt bei mindestens 1,96 Milliarden 
Euro jährlich. Der notwendige Investitions-
schub darf nicht nur bei Bundesverkehrswe-
gen stattfinden. 

Was versprechen Sie sich von den Ergeb-
nissen der Reformkommission Großbau-
vorhaben: Deren Endbericht verkündet 
eine „neue Baukultur“ mit Produktivitäts-
verbesserungen und künftiger Kosten- 
und Termintreue. Schöne Worte oder 
echte Perspektive?

Für die Kommunen geht es weniger um 
Großbauvorhaben von nationaler Bedeu-
tung, sondern darum, die Voraussetzungen 
für mehr Kostenehrlichkeit und Termintreue 
zu schaffen. Wir streben an, die baulichen 
Aufgaben der Daseinsvorsorge in einem 
verbesserten Zusammenspiel der beteilig-
ten Akteure für die städtische Bevölkerung 

zuverlässig und auf hohem Niveau liefern zu 
können. 

Wie soll das funktionieren?
Dafür sind in der Tat eine Reihe von Ände-
rungen im öffentlichen Bauwesen erforder-
lich. In den Kommunen müssen wir unsere 
Bauherrenfunktion möglichst wieder stär-
ken und bauliche Expertise in den Städten 
halten oder zurückzugewinnen. Es geht bei-
spielsweise darum, die Planungsphase wei-
ter zu stärken, damit Bauentscheidungen auf 
der Grundlage bestmöglicher, belastbarer 
Entwürfe oder Ausführungsplanungen ge-
troffen werden können. Wichtig ist auch, Ri-
siken von Bauprojekten frühzeitig zu ermit-
teln und bei den Kosten zu berücksichtigen. 
Planungs- und Bauleistungen sollten auch 
in den Kommunen nicht ausschließlich auf 
Basis des Preises vergeben werden, denn wir 
wollen qualitätvoll, und das heißt nicht um 
jeden Preis billig bauen. Und nicht zuletzt 
muss das Bauen durch technische Normen 
verbessert und nicht durch ein ausuferndes 
Normungswesen erschwert werden, das ist 
eine wichtige Aufgabe für den Bund.

Es fällt auf, dass die vier Pilotprojekte, mit 
denen das Bundesverkehrsministerium 
Reformansätze erproben will, sich auf 
Bundesvorhaben – Straße wie Schiene 
– konzentrieren. Ist die neue Baukultur
nichts für kommunale Großprojekte?

Es ist völlig legitim, dass der Bund sich bei 
den Pilotprojekten auf Projekte seiner Wahl 
konzentriert. Uns ging es in der Reformkom-
mission in erster Linie darum, Erkenntnisse 
auch für das kommunale Bauwesen zu ge-
winnen und kommunale Sichtweisen in die 
Kommissionsarbeit einzubringen. Das ist 
uns gelungen. 

Was hat es mit der von Minister Dobrindt 
angesprochenen „digitalen Planungskul-
tur“ auf sich: Ist das der Schlüssel zum 
besseren Bauen?

Nur auf einen Schlüssel, die „digitale Pla-
nungskultur“, zu setzen würde der Komple-
xität des Bauens nicht gerecht. Das ist aller-
dings auch nicht die Quintessenz, die wir, 
wie gerade beschrieben, aus der Arbeit der 
Reformkommission ziehen. 

Die Kommission hat zehn Empfehlungen 
ausgesprochen. Lassen die sich 1 zu 1 auf 
kommunale Projekte übertragen? Insbe-
sondere, wie empfohlen, auch für Projekte 
in kleineren Dimensionen?

In der Gesamtschau gibt es keinen grundle-
genden Dissens zu den Erkenntnissen der 
Reformkommission. Aus kommunaler Sicht 
legen wir die Schwerpunkte punktuell je-
doch etwas anders und konzentrieren uns 
auf die Aspekte von Planung, Management, 
Risikovorsorge, Vergabe und Finanzmanage-
ment im Bauwesen. 

Lassen sich Überlegungen, in Vergabe-
verfahren nicht den billigsten Bieter, 
sondern den wirtschaftlich sinnvollsten zu 
beauftragen, auf kommunaler Ebene ohne 
weiteres durchsetzen?

Um das Vergabeverfahren zu verbessern, 
ist es von zentraler Bedeutung, wie Verfah-
renssicherheit gewahrt und Nachprüfungs-
verfahren vermieden, Preisoptimierung 
anstelle von Preisminimierung erreicht und 
zusätzliche qualitative Kriterien bei der Ver-
gabe berücksichtigt werden können. Es wird 
ein schrittweiser Prozess sein, dieses Vorge-
hen rechtssicher auszugestalten und von der 
gängigen Praxis, immer dem billigsten Bieter 
den Zuschlag zu erteilen, abzukommen.

Das Interview führte  
Eberhard Krummheuer.

Mit neuer Baukultur den 
wachsenden Bedarf erfüllen

Die Sanierung des Frankfurter S-Bahntunnels in diesem Sommer zeigt, wie wichtig Investitionen in den 

Erhalt der städtischen Verkehrswege sind. 
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Dr. Stephan Articus,  

Hauptgeschäftsführer des 

Deutschen Städtetages.

DIE REFORMKOMMISSION „BAU VON GROSSPROJEKTEN“

Immer wieder kommt es bei Großprojekten in Deutschland zu Kosten- und Termin-
überschreitungen. Vor diesem Hintergrund hat das Bundesverkehrsministerium 
2013 die Reformkommission „Bau von Großprojekten“ ins Leben gerufen.  

Aufgabe der Reformkommission war es, konkrete Handlungsempfehlungen zu entwickeln,  
um Kostenwahrheit, Kostentransparenz, E�zienz und Termintreue bei Großprojekten zu 
verbessern und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die ö�entliche Hand als Bauherr 
zu stärken. Dazu hat die mit 36 Expertinnen und Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft, 
ö�entlicher Hand und Verbänden besetzte Reformkommission den gesamten Bauprozess auf 
den Prüfstand gestellt – von der ersten Projektidee bis zur Inbetriebnahme. Im Sommer 2015 
hat die Reformkommission ihren Abschlussbericht vorgelegt. In ihm fordern die Akteure einen 
grundlegenden Kulturwandel und geben Politik, Wirtschaft und Verwaltung zehn Handlungs-
empfehlungen mit auf den Weg:

1. Kooperatives Planen im Team
2. Erst planen, dann bauen
3.  Risikomanagement und Erfassung von Risiken im Haushalt
4.  Vergabe an den Wirtschaftlichsten, nicht den Billigsten
5. Partnerschaftliche Projektzusammenarbeit
6. Außergerichtliche Streitbeilegung
7.  Verbindliche Wirtschaftlichkeitsunter suchung
8.  Klare Prozesse und Zuständigkeiten/Kompetenzzentren
9. Stärkere Transparenz und Kontrolle
10.   Nutzung digitaler Methoden – Building Information Modeling (BIM)
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Lärmschutzwände tragen zu 

weniger Schienenlärm bei.


